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Vertretungsmacht Art. 394 ZGB und Zustimmungsbedürftigkeit
Sachverhalt

Ich bin Beistand eines Klienten geb. 1969, gemäss Art. 394 ZGB.  Nun ist in Deutschland eine Tante väterlicherseits von ihm verstorben.  Laut Schreiben des Amtsgerichtes Langenfeld (Rhld.) teilt dieses dem Vater meines Klienten mit: „(…..) Auf Anordnung des Gerichts wird Ihnen mitgeteilt, dass nach der am XXXX.,2009 verstorbenen, zuletzt in H., Deutschland, wohnhaft gewesenen I. C. T. die Erben der vorgehenden Ordnung die Erbschaft ausgeschlagen haben. Als Grund hierfür wurde angegeben: Überschuldung des Nachlasses. Ob der Nachlass tatsächlich überschuldet ist, wurde und wird von dem Nachlassgericht nicht geprüft. (….).“

Die Familie meines Klienten hat laut seinen Aussagen den Nachlass auf dem Notariat H. ausgeschlagen. Mein Klient hat die Ausschlagungserklärung auf dem Notariat am XXXX.2009 ebenfalls schon unterzeichnet. Das Notariat verlangt nun, dass diese Ausschlagungserklärung meines Klienten wegen der bestehenden Beistandschaft nach Art. 394 ZGB von der zuständigen Vormundschaftsbehörde wie von der Aufsichtsbehörde, in diesem Falle der Regierungsrat des Kantons Schwyz, genehmigt werden müsse. Das Notariat verweist auf Art. 422 Ziff. 5 ZGB hin. 

Mein Klient hält an seiner Meinung fest, obwohl wir von Deutschland kein Inventar erhalten haben. Mein Klient hat mir eine Erklärung unterzeichnet, in der er mich und die VB von unserer Verantwortung entbindet, nachdem ich ihn über die Ausschlagung bei einem persönlichen Gespräch aufgeklärt hatte. 

Wir auf der Amtsvormundschaft und das VB-Sekretariat sind der Überzeugung, dass mein Klient selbständig handeln kann und dass wir nicht gegen seinen ausdrücklichen Willen entscheiden dürfen und so die Genehmigung der VB wie der Aufsichtsbehörde nicht nötig ist, so wie das Notariat dies behauptet. 

Fragen: 

Wer hat nun recht? Wie müssen wir nun vorgehen?

Erwägungen
1. Die Beistandschaft auf eigenes Begehren ist eine auf Dauer angelegten Massnahme mit umfassender Vermögens- und Personensorge (BSK ZGB I-Langenegger, Art. 394 N 4). Sie beschränkt die Handlungsfähigkeit der verbeiständeten Person nicht; diese kann weiterhin Handlungen vornehmen und diejenigen Handlungen des Beistandes/der Beiständin auch durchkreuzen (BK-Schnyder/Murer, Art. 394 ZGB N 13). Sie ist nicht die geeignete Massnahme, eine Person von der selbstschädigenden Ausübung ihrer eigenen Handlungsfähigkeit abzuhalten (BSK ZGB I-Langenegger Art. 392 N 4). Die urteilsfähige verbeiständete Person kann somit Rechtsgeschäfte eigenhändig und ohne Zustimmung gemäss Art. 421 f. ZGB vornehmen. 
2. Wird dem Beistand die Verwaltung des Vermögens übertragen, so hat er sich gemäss Art. 419 ZGB auf die Verwaltung und die Fürsorge für die Erhaltung des Vermögens zu beschränken; Verfügungen, die darüber hinausgehen, darf er nur auf Grund besonderer Ermächtigung vornehmen, die ihm der Vertretene selbst oder, wenn dieser dazu nicht fähig ist, die Vormundschaftsbehörde erteilt. Die schutzbedürftige Person muss also fähig sein, eine Ermächtigung zu erteilen. Darunter wird verstanden, dass er in Kenntnis der konkreten Umstände Inhalt und Tragweite der in Frage stehenden Aktion genügend beurteilen und Vor- und Nachteile abwägen und für sich werten kann (BSK ZGB I-Biderbost, Art. 419 N 17). Die ausserordentliche Verwaltung betreffen insbesondere Geschäfte der Art. 421 f. ZGB; diese sind bei Ermächtigung des Verbeiständeten von der Genehmigungspflicht ausgenommen (BSK ZGB I-Biderbost, Art. 419 N 13, 26). 
3. Art. 422 Ziff. 5 ZGB sieht vor, dass bei einer Ausschlagung der Erbschaft die Vormundschaftsbehörde und die Aufsichtsbehörde zustimmen müssen. Dies ist jedoch dann nicht nötig, wenn die Ausschlagung gemäss Art. 566 Abs. 2 ZGB vermutet wird (BSK ZGB I-Geiser, Art. 421/422 N 31). 
Fazit
Beantwortung der Frage 1: 
Es gibt somit verschiedene Möglichkeiten, wie bei der Ausschlagung der Erbschaft vorgegangen werden kann: 
1. Die urteilsfähige Person kann selbständig ausschlagen. 

2. Der Beistand kann mit besonderer Ermächtigung gemäss Art. 419 Abs. 2 ZGB der hierzu fähigen verbeiständeten Person das Erbe ausschlagen, ohne dass die Vormundschaftsbehörde oder die Aufsichtsbehörde zustimmen muss.  In diesem Falle empfiehlt es sich ein Arztzeugnis über die Fähigkeit der verbeiständeten Person, eine solche Ermächtigung zu erteilen, einzuholen und zugleich die Ermächtigung zu verschriftlichen. 
3. Die Vormundschaftsbehörde kann den Beistand gemäss Art. 419 Abs. 2 ZGB ermächtigen, das Erbe auszuschlagen. Dann ist die Zustimmung der Aufsichtsbehörde erforderlich, sofern es sich nicht um eine Ausschlagung gemäss Art. 566 Abs. 2 ZGB handelt. 
Daraus ist zu folgern, dass weder Beistand noch vormundschafltiche Organe zustimmen müssen, sofern die verbeiständete Person urteilsfähig ist. 
Folgendes Vorgehen würde ich empfehlen: 

1. Kontaktaufnahme mit dem Notariat und Information über die vormundschaftsrechtliche Situation.  
2. Gegebenenfalls Bestätigungsschreiben der Vormundschaftsbehörde an das Notariat mit Ausführungen über die vormundschaftsrechtliche Situation, insb. mit dem Verweis, dass nach Schweizerischem Recht eine urteilsfähige – und somit vollständig handlungsfähige –  verbeiständete Person rechtsgültig unterzeichnen kann und das Gesetz keinen Raum lässt für weitere behördliche Akte.

3. Sollte das Notariat weiterhin kein Gehör finden, gilt: Mit der rechtsgültigen Unterzeichnung durch die urteilsfähige verbeiständete Person wurde die Ausschlagung wirksam. Somit ist m.E. nichts zu befürchten. 
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